Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3100 


Sachgebiet 78 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Früh, Susset, Berberich, Adorno, 
Dr. Trassier, Frau Griesinger, Bremm und Genossen 


betr. Stand der einzelbetrieblichen Investitionsförde- 
rung nach den Richtlinien vom 1. Januar 1971 


Aus den BMELF-Informationen vom 3. Januar 1972 ist zu ent- 
nehmen, daß das einzelbetriebliche Förderungsprogramm mit 
wachsendem Erfolg von der landwirtschaftlichen Praxis ange- 
nommen wird. Entsprechende Erhebungen im Land Baden-Würt- 
temberg bestätigen jedoch diese Meldung nicht. Nach den Richt- 
linien vom 1. Januar 1971 sind nämlich in diesem Bundesland 
lediglich 21,4 Prozent der Darlehen, 20,5 Prozent der Beihilfen 
und nur 12,4 Prozent der Zinsverbilligungsmittel in Anspruch 
genommen worden. Lediglich durch Bedienung von Altanträgen 
und auslaufenden Maßnahmen konnte der Ausnutzungsgrad der 
Förderungsmittel insgesamt auf 41,7 Prozent erhöht werden. 


Wir fragen deshalb die Bundesregierung: 


1. Auf Grund welcher Überlegungen kommt die Bundesregie- 
rung zu dem Urteil, daß das einzelbetriebliche Förderungs- 
programm erfolgreich sei, nachdem feststeht, daß auf Grund 
der Richtlinien vom 1. Januar 1971, nach denen ab 1. Juli 
1971, also nach sechsmonatiger Übergangszeit, verfahren 
wurde, folgendes Ergebnis vorliegt: 

60 Aussiedlungen und Teilaussiedlungen, 

500 bauliche Maßnahmen in Altgehöften, 

3 450 Rationalisierungsvorhaben im hauswirtschaftlichen 
Bereich, 

dem im zehnjährigen Durchschnitt folgende Zahlen 

1 432 Aussiedlungen, 

2 226 bauliche Maßnahmen in Altgehöften und 

20 885 Rationalisierungsvorhaben im hauswirtschaftlichen 
Bereich 


gegenübers^hen? 
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2. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß dieses wenig 

ermutigende Ergebnis neben den üblichen Anlaufschwierig- 
keiten vor allem 

a) in der verschlechterten Einkommenslage der Landwirt- 
schaft im Wirtschaftsjahr 1970/71, 

b) in den inflationären Kostensteigerungen, vor allem auf 

dem Bausektor (Bauindex 1962 ^ 100, 1969 ^ 122,5, Mai 
1971 156,9), 

c) in den unzureichenden Förderungskonditionen, mit denen 
Investitionen nicht mehr tragbar finanziert werden 
können, 

d) in einer in weiten weniger ertragreichen Gebieten, insbe- 
sondere in Höhen- und Mitteigebirgslagen, nicht reali- 
sierbaren Förderschwelle und 

e) in der Verunsicherung der Landwirte über die künftige 
Eigentums-, Vermögens- und Steuerpolitik der Bundes- 
regierung 

begründet liegt? 


3. Ist die Bundesregierung nach diesen für die Landwirtschaft 
enttäuschenden Erfahrungen bereit, 

a) die Förderschwelle stärker zu regionalisieren, zumindest 
auch am außerlandwirtschaftlichen Regionaleinkommen 
zu messen, 

b) die Zinsverbilligung um wenigstens 1 Prozent zu erhöhen, 

c) die Bedingungen für absolute Grünlandgebiete auch 
durch Investitionsbeihilfen so zu gestalten, daß Bauvor- 
haben, ohne die es keine Strukturverbesserung in dieser 
Betriebskategorie gibt, ökonomisch wieder tragbar 
werden, 

d) daß außerhalb der Landwirtschaft erzielte, zum Erreichen 
der Förderschwelle anrechenbare Einkommen zu erhöhen, 
zumindest in Gebieten, wo es nur noch Zuerwerbs- 
betriebe gibt? 

4. Ist die Bundesregierung, um die Regierungserklärung vom 
28. Oktober 1969 zu realisieren (Teilnahme der Landwirt- 
schaft an der allgemeinen Einkommens- und Wohlstandsent- 
wicklung), bereit, 

a) die Erhöhung der Mehrwertsteuer um 3 Prozent, zumin- 
dest aber die Erhöhung der Vorsteuerpauschale um 
1 Prozent, unverzüglich einzuführen, 

b) auch 1972 bei unbefriedigender Einkommenslage der 
Landwirtschaft eine zusätzliche Liquiditätshilfe zu ge- 
währen, 
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c) alle Möglichkeiten auszuschöpfen, um bei den laufenden 
Brüsseler Verhandlungen über Währungsfragen Einkom- 
mensverluste von der Landwirtschaft abzuwehren, 

d) bei den Verhandlungen in Brüssel mit Vorrang auf einer 
echten Preiserhöhung zu bestehen und sich nicht mit 
einer geringfügigen Heraufsetzung der europäischen 
Rechnungseinheit zufrieden zu geben, 

e) das Prinzip des Grenzausgleichs auf den vollen Waren- 
wert bis zur Realisierung einer Währungsunion durchzu- 
halten, 

f) alle Anstrengungen zu unternehmen, die vorgesehene 
erweiterte Bandbreite zwischen den europäischen Wäh- 
rungen auf einen möglichst geringen Spielraum einzu- 
engen? 

5. Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der besonders 
ungünstigen Lage der Landwirtschaft die Mittel für das 
einzelbetriebliche Förderungsprogramm schon vor der end- 
gültigen Verabschiedung des Haushalts 1972 vorweg zur 
Verfügung zu stellen, damit die so zögernd angelaufenen 
Maßnahmen nicht erneut ins Stocken geraten? 

6. Ist der Bundesregierung bekannt, daß einzelne Länder, um 
das Programm überhaupt zum Tragen zu bringen, gezwun- 
gen sind, durch spezielle Regionalprogramme die offensicht- 
lichen Mängel des einzelbetrieblichen Förderungsprogramms 
auszugleichen, und inwieweit ist sie bereit, daraus für die 
Zukunft Folgerungen zu ziehen? 

7. Hat die Bundesregierung sichere Anhaltspunkte dafür, daß 
einzelne Länder (z. B. Baden-Württemberg) das Anlaufen 
und die Durchführung des einzelbetrieblichen Förderungs- 
programms der Bundesregierung erschwert, verzögert oder 
gar behindert haben, wie dies in jüngster Zeit von ganz 
bestimmter Seite bewußt verbreitet wird? 


Bonn, den 2. Februar 1972 


Unterschriften umseitig 
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Dr. Früh 
Susset 
Berberich 
Adorno 
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Frau Griesinger 
Bremm 
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Alber 
Burger 
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Dr. Jenninger 
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